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Innerhalb des WA 1-Gebietes sind je
Wohngebäude zwei Wohnungen zulässig.

"Alter Markt und nördlich Ahlfeld"
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STADT RAHDEN
BEBAUUNGSPLAN NR. 4

GESETZLICHE GRUNDLAGEN

 PRÄAMBEL UND VERFAHRENSVERMERKE

Vereinfachtes Verfahren

Rahden, den

( Drunagel )

Der Bürgermeister
Im Auftrag

_____________________________

Verletzung von Vorschriften

  Satzungsbeschluss

Bekanntmachung

Schriftführer/in

Rahden, den

Bürgermeister

  ____________________________

  ____________________________

Rahden, den

( Drunagel )

Der Bürgermeister
Im Auftrag

_____________________________

Rahden, den

( Drunagel )

Der Bürgermeister
Im Auftrag

_____________________________

§§ 1, 2, 3, 9 und 10 des Baugesetzbuches (BauGB) in der Fassung der Bekanntmachung   vom
23.09.2004 (BGBI. I, S. 2414).

§ 7 (1) der Gemeindeordnung für das Land Nordrhein-Westfalen in der Fassung der
Bekanntmachung vom 03.02.2004 (GV. NRW. S. 96).

Verordnung über die bauliche Nutzung der Grundstücke -Baunutzungsverordnung - (BauNVO)  in
der Fassung der Bekanntmachung vom 23.01.1990 (BGBl. I. S. 132).

§ 86 der Bauordnung für das Land Nordrhein-Westfalen (BauO NRW) vom 01.03.2000   (GV. NRW
S. 256).

Der Rat der Stadt Rahden hat in seiner Sitzung am 18.03.2010 dem Entwurf des Bebauungsplans
und der Begründung zugestimmt.

Der betroffenen Öffentlichkeit wurde gemäß § 13 Abs. 2 Nr. 2 BauGB mit Schreiben vom 22.03.2010
Gelegenheit zur Stellungnahme bis zum 20.04.2010 gegeben.

Die berührten Behörden und sonstigen Trägern öffentlicher Belange wurden gemäß § 13  Abs. 2 Nr.
3, 2. Alternative mit Schreiben vom 22.03.2010 zur Stellungnahme aufgefordert.

   Der Rat der Gemeinde/Stadt hat diese Änderung nach endgültiger Abwägung in seiner Sitzung
   am 20.05.2010 als Satzung (§ 10 BauGB) beschlossen und die Begründung genehmigt.

Der Beschluss des Bebauungsplans ist gemäß § 10 Abs. 3 BauGB am                             ortsüblich
bekannt gemacht worden.

Der Bebauungsplan ist damit am             in Kraft getreten.

Auf die Frist für die Geltendmachung der Verletzung von Vorschriften wurde gemäß § 215 BauGB
hingewiesen.
Innerhalb der Frist von zwei Jahren seit der Bekanntmachung des Satzungsbeschlusses wurde eine
Verletzung der in der Bekanntmachung bezeichneten Vorschriften nicht geltend gemacht. Etwaige
Verletzungen oder Mängel werden damit unbeachtlich.

Grenze des räumlichen Geltungsbereichs der 5. vereinf. Änderung des Bebauungsplanes 

Grenze des räumlichen Geltungsbereichs der angrenzenden Bebauungspläne

(gem. § 9 Abs. 7 BauGB)

Planzeichenerklärung
Bekanntmachung vom 23.01.1990, zuletzt geändert durch das Gesetz v. 22. April 1993 (BGBI. I, S. 466).
Gemäß Planzeichenverordnung 1990 v. 18. Dez. 1990 (BGBl. I, S. 58) und der Baunutzungsverordnung i. d. F. der

Im übrigen wird auf die Planzeichenvorschrift DIN 18702 für großmaßstäbige Karten und Pläne 

Höhenlinien mit Höhenangaben über HN

Flurgrenze 

Allgemeines Wohngebiet gem. § 4 BauNVO

1. Art der baulichen Nutzung 
(gem. § 9 Abs. 1 Nr. 1 BauGB)

GFZ

GRZ 

Zahl der Vollgeschosse (Höchstmaß)

2. Maß der baulichen Nutzung

o

(gem. § 9 Abs. 1 Nr. 1 BauGB, i. V. m. § 16 BauNVO)

  II. Festsetzungen des Bebauungsplanes

Baugrenze

nur Einzelhäuser zulässig  E

I, II usw.

Gemarkungsgrenze

  I. Bestandsangaben

Flurstücksnummer

mit Grenzmal

verwiesen

Flurstücks- bzw. Eigentumsgrenze

überbaubarer Bereich

nicht überbaubarer Bereich  

55
12
3

20

Hinweis (Darstellung ohne Normcharakter)

15. Sonstige Planzeichen

3. Bauweise, Baulinien, Baugrenzen
(gem. § 9 Abs. 1 Nr. 2 BauGB, i. V. m. §§ 22 u. 23 BauNVO)

Geschoßflächenzahl gem. § 20 BauNVO

Grundflächenzahl gem. § 19 BauNVO

offene Bauweise gem. § 9 Abs. 1 Nr. 2 BauGB, § 22 u. § 23 BauNVO

Wirtschaftsgebäude, Garagen

Wohngebäude mit Hausnummern

Ev2010-05-20

Ev2010-05-20

ABSCHRIFT

Innerhalb des WA 1-Gebietes sind je Wohngebäude max. 2 Wohnungen zulässig (gem. §9 (1) Nr. 6
BauGB).

Textliche Festsetzungen

gez. Eversmann


